
Tenor

1. Personen, die die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen
und in einem Gebiet ansässig oder wohnhaft sind, das zu den
überseeischen Ländern und Hoheitsgebieten im Sinne des Artikels
299 Absatz 3 EG gehört, können sich auf die den Unionsbürgern
im Zweiten Teil des EG Vertrags eingeräumten Rechte berufen.

2. Beim gegenwärtigen Stand des Gemeinschaftsrechts steht nichts
dem entgegen, dass die Mitgliedstaaten die Voraussetzungen für
das aktive und passive Wahlrecht für die Wahlen zum Europä-
ischen Parlament unter Beachtung des Gemeinschaftsrechts nach
dem Kriterium des Wohnsitzes in dem Hoheitsgebiet, in dem die
Wahlen abgehalten werden, festlegen; der Grundsatz der Gleichbe-
handlung verbietet es jedoch, dass die gewählten Kriterien eine
Ungleichbehandlung von Staatsangehörigen bewirken, die sich in
einer vergleichbaren Lage befinden, ohne dass diese Ungleichbe-
handlung objektiv gerechtfertigt ist.

3. Es ist Sache der Rechtsordnung des jeweiligen Mitgliedstaats, die
Maßnahmen für die Wiederherstellung der Rechte einer Person
(rechtsherstel) festzulegen, die aufgrund einer gemeinschaftsrechts-
widrigen nationalen Vorschrift nicht in das Wählerverzeichnis für
die Wahl der Mitglieder des Europäischen Parlaments vom 10.
Juni 2004 eingetragen und daher von der Teilnahme an diesen
Wahlen ausgeschlossen worden ist. Diese Maßnahmen, zu denen
ein Ersatz des Schadens gehören kann, der durch den dem Staat
zuzurechnenden Verstoß entstanden ist, müssen den Grundsätzen
der Äquivalenz und der Effektivität entsprechen.

(1) ABl. C 228 vom 11.9.2004.
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(Nichtigkeitsklage — Landwirtschaft — Kapitel 10a des
Titels IV der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, eingefügt
durch Artikel 1 Nummer 20 der Verordnung (EG)
Nr. 864/2004 — Änderung der Beihilferegelung für Baum-
wolle — Voraussetzung, dass die Fläche zumindest bis zur
Öffnung der Samenkapseln unterhalten werden muss — Ver-
einbarkeit mit dem Protokoll Nr. 4 über Baumwolle im
Anhang der Akte über den Beitritt der Hellenischen Republik
zu den Europäischen Gemeinschaften — Begriff der Erzeu-
gerbeihilfe — Begründungspflicht — Ermessensmissbrauch
— Allgemeine Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und des

Vertrauensschutzes)
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Verfahrenssprache: Spanisch

Parteien

Klägerin: Königreich Spanien (Prozessbevollmächtigter:
M. Muñoz Pérez als Bevollmächtigten)

Beklagter: Rat der Europäischen Union (Prozessbevollmächtigte:
M. Balta und F. Florindo Gijón als Bevollmächtigte)

Streithelfer zur Unterstützung des Beklagten: Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften (vertreten durch: M. Nolin und
S. Pardo Quintillán als Bevollmächtigte)

Gegenstand

Nichtigerklärung des Kapitels 10a des Titels IV der Verordnung
(EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom 29. September 2003, das
durch die Verordnung (EG) Nr. 864/2004 des Rates vom 29.
April 2004 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der
Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsrege-
lungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zu ihrer
Anpassung infolge des Beitritts der Tschechischen Republik,
Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens,
Sloweniens und der Slowakei zur Europäischen Union (ABl.
L 161, S. 48) eingeführt wurde — Änderung der Beihilferege-
lung für den Baumwollsektor — Aufteilung der Erzeugerbeihil-
fen in zwei Stränge (Einmalzahlung und vom Baumwollanbau
abhängige Beihilfe)

Tenor

1. Kapitel 10a des Titels IV der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln für
Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und
mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftli-
cher Betriebe und zur Änderung der Verordnungen (EWG)
Nr. 2019/93, (EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001,
(EG) Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG)
Nr. 1251/1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000,
(EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001, das durch Arti-
kel 1 Nummer 20 der Verordnung (EG) Nr. 864/2004 des Rates
vom 29. April 2004 eingefügt wurde, wird für nichtig erklärt.

2. Die Wirkungen dieser Nichtigerklärung werden ausgesetzt, bis
innerhalb angemessener Frist eine neue Verordnung erlassen wird.

3. Der Rat der Europäischen Union trägt die Kosten des Verfahrens.

4. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften trägt ihre eige-
nen Kosten.

(1) ABl. C 228 vom 11.9.2004.
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